
politisch-ideologischen Erziehung der Genossen noch 
unzulänglich verwirklichten und somit noch zu 
wenig auf die Erfüllung der Aufgaben der Gerichte 
und Staatsanwaltschaften Einfluß nahmen. Auch 
zu den Fragen der Parteiarbeit in den Justizorganen 
gab die „Neue Justiz“ gute Hinweise.
Im Prozeß der ideologischen Klärung aller dieser 
Fragen wurden falsche Ansichten überwunden, und 
die Wende in der Arbeit der Justiz konnte schneller 
begonnen werden. Das Wesen und die Bedeutung 
des demokratischen Zentralismus als allgemeingülti
ges Prinzip der sozialistischen staatlichen Leitung 
wurde besser verstanden und als ein auch für die 
Justizfunktionäre verbindliche« Prinzip erläutert. 
Daraus ergab sich wiederum die zwingende Not
wendigkeit einer engen Zusammenarbeit der ört
lichen Organe der Staatsmacht mit den Justiz
organen und als Folge eine spürbare Vorwärts
entwicklung der gesamten Justizarbeit.
Der V. Parteitag der SED, der die Generallinie der 
künftigen Entwicklung der DDR festlegte, ließ — so 
schrieb dazu die „Neue Justiz“ — mit eindrucks
voller Klarheit erkennen, daß für die Lösung der 
großen Aufgaben bei der Vollendung des sozialisti
schen Aufbaus und auf allen Gebieten des gesell
schaftlichen Lebens dem Recht künftig eine noch 
größere — qualitativ höhere — Rolle zukommt, daß 
seine aktiv gestaltende Funktion noch wirksamer in 
Erscheinung treten muß. Im Bericht an den V. Par
teitag war der Behandlung der Fragen des Rechts, 
der Gesetzgebung und der Justiz ein den neuen 
Aufgaben entsprechender Umfang eingeräumt. 
Darin zeigte sich erneut der bedeutsame Zu
sammenhang zwischen den großen politischen, öko
nomischen und kulturellen Aufgaben und denen 
des Rechts und der Gesetzlichkeit.

„Das Wesen des sozialistischen Rechts besteht ge
rade darin“, so führte Genosse Walter Ulbricht 
aus, „daß es den Schutz der Interessen der Bürger 
gewährleistet, ihnen hilft, den engen und be
schränkten Rechtshorizont zu überschreiten, aus 
ihrem Bewußtsein und ihren Lebensgewohnheiten 
die Überreste des kapitalistischen Bewußtseins 
auszurotten und sie auf die Höhe der bewußten 
Gestaltung der sozialistischen Gesellschaft zu 
heben.
Im Gegensatz zum bürgerlichen Recht, das der 
Sicherung der kapitalistischen Ausbeutung dient, 
fördert das sozialistische Recht das bewußte Zu
sammenwirken der Bürger zur Entwicklung der 
Gesellschaft zum Sozialismus. Das ist das Neue 
und wirkt für alle Rechtsgebiete“.8

Um die damit umrissenen Aufgaben schöpferisch zu 
verwirklichen, mußte, nachdem bereits zahlreiche 
neue Gesetze zur Gestaltung unserer staatlichen 
Entwicklung geschaffen wurden, nunmehr ziel
strebig der Weg der sozialistischen Umgestaltung 
des Rechtssystems beschritten werden. Im Beschluß 
des V. Parteitages der SED wurde deshalb ge
fordert, die Arbeiten auf den verschiedenen Rechts
gebieten zu beschleunigen und die entsprechenden 
Gesetzentwürfe fertigzustellen.

3 Protokoll des V. Parteitages der SED, Berlin 1959, S. 53.

Rechtswissenschaftler und Justizpraktiker arbeiten 
gemeinsam in den Gesetzgebungskommissionen an 
der Verwirklichung dieser umfassenden Aufgabe. 
Die „Neue Justiz“ hat sie durch die Veröffentlichung 
einer Vielzahl von guten Beiträgen zu Problemen 
der Gesetzgebung, insbesondere aus den Gebieten 
des Strafrechts und des Zivilrechts, unterstützt. Als 
die beste Form der Unterstützung erwies sich da
bei eine sorgfältige, von den neuesten Erkennt
nissen der marxistisch-leninistischen Wissenschaft 
und unserer konkreten gesellschaftlichen Wirklich
keit ausgehende Behandlung der Grundfragen und 
der Methoden sozialistischer Gesetzgebung.
Die vom V. Parteitag der SED beschlossene Wahl 
der Richter hat in der Zeitschrift eine breite Wider
spiegelung gefunden. Sie wurde als ein wesentlicher 
Schritt in der Entwicklung der sozialistischen Demo
kratie dargelegt, und es wurde erläutert, daß mit der 
Richterwahl gute Grundlagen geschaffen werden 
„für eine bessere Verbindung und Zusammenarbeit 
der örtlichen Organe der Staatsmacht ... mit den 
örtlichen Justizorganen, um des gemeinsamen Zieles 
willen, das beide verfolgen“.4
Dieses gemeinsame Ziel aber besteht darin, daß 
beide Organe für dieselbe Sache wirken: für den 
allseitigen sozialistischen Aufbau auf ihrem Terri
torium. Es ging um die bessere Orientierung der 
Justizorgane auf die von den Volksvertretungen 
ihres Bereiches entwickelten Schwerpunkte bei der 
Durchführung des Volkswirtschaftsplanes und der 
Entwicklung des sozialistischen Zusammenlebens 
der Bevölkerung des jeweiligen Gebietes. Die Ver
stärkung der Zusammenarbeit mit den Volksver
tretungen — die natürlich über eine bloße Bericht
erstattung und Rechenschaftslegung hinausgehen 
muß — befähigt das Gericht, den Inhalt seiner Ent
scheidungen zu verbessern, sie hineinzustellen in die 
Entwicklung des Kreises oder Bezirkes und so zu 
helfen, die Wurzeln bestimmter Verbrechen oder 
Gesetzesverletzungen, den moralisch-politischen 
Hintergrund der Kriminalität aufzudecken.
Die Tätigkeit der Gerichte und ihre Rechtsprechung 
ist dort mit dem wirklichen Leben verbunden und 
hilft allseitig beim sozialistischen Aufbau, wo es 
gelingt, zugleich mit der Ahndung des Verbrechens 
seine Bedeutung als gesellschaftsgefährdende Er
scheinung vor der ganzen Bevölkerung aufzudecken, 
damit diese ihrerseits an der Beseitigung der 
Kriminalität mitwirkt.
Die „Neue Justiz“ ließ es sich im besonderen Maße 
angelegen sein, bei der Förderung des Neuen, bei 
der Vertiefung der sozialistischen Demokratie und 
der weiteren Entwicklung sozialistischer Leitungs
und Erziehungsmethoden ihren Beitrag zu leisten. 
Daher wurden in der Zeitschrift die Empfehlungen 
der 4. Tagung des Zentralkomitees der SED, den 
seit 1953 bestehenden Konfliktkommissionen größere 
Befugnisse zu übertragen, breit erläutert und die 
bereits erzielten Erfahrungen ausgewertet.
In Durchsetzung des Prinzips der immer stärkeren 
Einbeziehung der Werktätigen in die Leitung des 
sozialistischen Staates und entsprechend dem aus
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